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Vierter Abschnitt 

Erwirkung der Vollstreckung eines Europäischen Haftbefehls 

Fahndung 

§ 29. (1) Die Staatsanwaltschaft ordnet die Festnahme mittels eines gerichtlich bewilligten 
Europäischen Haftbefehls an und veranlasst gegebenenfalls die Ausschreibung der gesuchten Person im 
Schengener Informationssystem gemäß Art. 95 SDÜ im Wege der zuständigen Sicherheitsbehörden, 
wenn Anlass für die Einleitung einer Personenfahndung zur Festnahme in zumindest einem Mitgliedstaat 
besteht. Kann durch eine Ausschreibung im Schengener Informationssystem die Fahndung nicht in allen 
Mitgliedstaaten erreicht werden, so sind auch die Dienste der Internationalen Kriminalpolizeilichen 
Organisation- INTERPOL in Anspruch zu nehmen. 

(2) Die Staatsanwaltschaft hat den Europäischen Haftbefehl unmittelbar der zuständigen 
vollstreckenden Justizbehörde zu übermitteln, wenn der Aufenthaltsort der gesuchten Person in einem 
Mitgliedstaat bekannt ist oder bestimmte Anhaltspunkte für einen solchen Aufenthaltsort bestehen. 

(2a) Nach Einbringung der Anklage ist die Festnahme mittels eines Europäischen Haftbefehls auf 
Antrag der Staatsanwaltschaft durch das Gericht anzuordnen. Die Übermittlung des Europäischen 
Haftbefehls an die zuständige vollstreckende Justizbehörde erfolgt in diesen Fällen ebenfalls durch das 
Gericht. 
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(3) Macht ein Mitgliedstaat die Vollstreckung eines Europäischen Haftbefehls, der von einer 
österreichischen Justizbehörde gegen eine Person erlassen wird, die Staatsangehörige dieses 
Mitgliedstaats ist oder ihren Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt in diesem Mitgliedstaat hat, von der 
Zusicherung abhängig, dass die von der Übergabe betroffene Person nach ihrer Anhörung zum Vollzug 
einer vom österreichischen Gericht verhängten Freiheitsstrafe oder mit Freiheitsentziehung verbundenen 
vorbeugenden Maßnahme in diesen Mitgliedstaat rücküberstellt wird, so hat das Gericht auf Antrag der 
Staatsanwaltschaft diese Zusicherung abzugeben, wenn weiterhin Anlass besteht, den Europäischen 
Haftbefehl in diesem Mitgliedstaat zu vollstrecken. Diese Zusicherung ist für die österreichischen 
Justizbehörden bindend. 
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